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Bundes-Gesetzblatt
Norddeutschen Bundes.

Jus-s

(Nr. 18.) Gesetz iiberdas Postwesen des Norddeutschen Bundes. Vom 2. November

1867.

a- O

«

e ,
«YOUWilhelm, von Gottes Gnaden Komg von Preuss-In2c.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

Abschnitt 1.

GewerbemåßigeBeförderng von Personen und Sachen.
Z. 1.

Wer gewerbemäi aus LandstraßenPersonen e en Bezahlung mit regel-
mäßigfestgesetzterAbgcsnåsoder Ankunftszeitund nkiitgunterwe es gewechselten
Transportmitteln befördert,bedarf dann der Genehmigungder ZJostverwaltuan
Wenn zur Zeit der Errichtung der Fuhrgelegenheitauf der Beförderungsstrecke
eme wenigstenstäglichabgehendePersonenpostbereits besteht. Fuhrgelegenheiten,
Welcheam 1. Januar 1868. bereits errichtet»sind,bedürfeneiner Genehmigung
der Postverwaltung zu ihrem Fortbestehennicht.

g. 2.

Die Beförderung

1) aller versiegelten,zugenähtenoder sonst verschlossenenBriefe,

2) aller Zeitungen politischenInhalts «

gegen Bezahlungvon Orten mit einer Postanstalt nach anderen Orten mit einer
ostanstalt des Jn- oder Auslandes ist verboten.

«

«WennBriese und Zeitun en (Nr. 1. und 2.) vom Auslande ein ehen und
nach mländischenOrten mit emer Postasnstalt bestimmt sind, oder urch das

Bandes-Gesetzen 1867. 11 Ge-

- Ausgegebenzu Berlin den 9. November 1867.
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Gebiet des NorddeutschenBundes transitiren sollen, so müssensie bei der nächsten
inländischenPostanstalt zur Weiterbeförderungeingeliefertwerden.

UnverschlosseneBriefe, welche in versiegelten, zugenähtenoder sonst ver-

schlossenenPacketen befördertwerden , sind den verschlossenenBriefen gleich zu
achten. Es ist jedochgestattet, versiegelten,zugenähtenoder sonst verschlossenen
Packeten, welche auf andere Weise, als durch die Post befördertwerden , solche
unverschlosseneBriefe, Fakturen, Preiskurante, Rechnungen und ähnlicheSchrift-
stückebeizufügen,welcheden Inhalt des Packets betreffen.

§. 3.

Die-Beförderun von Brieer und politischenZeitungen (§. 2.) gegen
Bezahlung durch expresseBoten oder Fuhren ist gestattet. Doch darf ein solcher
Expresser von nur Einem Absender abgeschicktsein und dem Postzwange unter-

liegendeGegenständeweder von Anderen mitnehmen, noch für Andere zurück-
bringen.

4.

Die Annahme und Beförderung von Briefen und politischen Zeitungen
(§. 2.) darf von der Post, sofern die Vorschriftenübers Adresfirung,Berpackung
u. s. w. beobachtet sind, nicht verweigert-»msbesonderedarf keine im Gebiete des

Norddeutschen Bundes erscheinendepolitischeZeitung, so lange überhauptder
Vertrieb der Zeitungen im Wege des Postdebits erfolgt, von demselbenausge-
schlossenund ebensowenigdarf bei der Normirung der für die Beförderungund

Debitirung der verschiedenen,im Gebiete des NorddeutschenBundes erscheinenden
Zeitungen zu erhebenden Provision nach Verschiedene-nGrundsätzenverfahren
werden.

Z. 5.

Hinsichts der Eisenbahn-Unternehmun»en verbleibt es bei den besonderen
esetzlichenVorschriften Für die Verbindlicheit der bereits konzessionirtenEisen-
ahngesellschaftenzum unentgeltlichenTransport von Postsendungenbewendet es

bei den Bestimmungen der Konzessions-Urkunden,und bleiben insbesondere in-

dieser Beziehung die bisherigen Gesetzeüber denvllmfangfdesPostzwanges und
über digFerbindlichkeit

der Eisenbahnen zu Leistungen im Interesse der Post
maa e en .

-

ßg
Wenn eine bereits konzessionirteEisenbahngesellschastihr Unternehmen

durch den Bau neuer Eisenbahnenerweitert,so sind dieselbenzu gleichenLeistun-
gen im Interesse der Post verpflichtet, wie solcheder ursprünglichenBahn ob-

liegen, falls nicht in der bereits ertheilten Konzessions-Urkundeeine ausdrückliche
Ausnahme in dieser Beziehung enthalten ist.

Bei neu zu konzessionirendenEisenbahn-Unternehmungenwird das Bundes-
präsidiumdie erforderlichenAnordnungen wegen gleichmäßigerBemessungder
den Eisenbahnen im Interesse der. Post aufzuerlegendenVerpflichtungentreffen.
Iedoch sollen diese Verpflichtungennicht über das Maaß derjenigenVerbindlich-
keiten hinausgehen, welche den neu zu erbauenden Eisenbahnennach den bisher
in den älteren östlichenLandestheilenPreußens geltendenGesetzenobliegen.
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Abschnitt Il.

Von der Garantie.

Z. 6.

»DiePostverwaltungleistet dem AbsenderErsatz für den Verlust und die

Veschadkgungfolgender ihr zur Beförderung reglementsmäßigeingelieferten
Gegenstande: .

1) der Geldsendungen,
2) der Packete mit oder ohne Werthsdeklaration,
3) der Briefe mit deklarirtem Werthe,

und für den Verlust
4) der re lementsmäßigeingeliefertenrekommandirten Sendungen, denen in

dieser eziehungSendungen gleichgestelltwerden, welchezur Beförderung
durch Estafetteeingeliefertworden sind.

Für einen durchverzögerteBeförderungoder Bestellung dieserGegenstände
entstandenen Schaden leistet die Postverwaltung nur dann Ersatz, wenn die.
Sache durch verzögerteBeförderungoder Bestellungverdorben ist, oder ihren
Werth bleibend ganz oder theilweise verloren hat. Auf eine Veränderungdes
Kurses oder marktgängigenPreises wird jedochhierbei keine Rücksichtgenommen.

Die Verbindlichkeitder Postverwaltungzur Ersatzleistung bleibt ausge-
schlossen,wenn der Verlust, die Befchädigungoder die verzögerteBeförderung
oder Bestellung

a) durch die eigeneFahrlässigkeitdes Abfenders,oder
b) durchdie unabwendbaren Folgen eines Naturereignisses,oder durch die

IlatuxltcheBeschaffenheitdes Gutes herbeigeführtworden ist, oder

o) auf einer auswärtigenPostanstalt sich ereignethat, für welchedie Post-
Verwaltnngdes NorddeutschenBundes nicht durch Konvention die Ersatz-
leistung ausdrücklichübernommen hat; ist jedoch in diesem Falle die

Einlieferungbei einer NorddeutschenPostanstalt erfolgt und will-. der

Absender seine Ansprüchegegen die auswärtigePostbehördegeltend
machen, so hat die Postverwaltung des NorddeutschenBundes ihm Bei-

stand zu leisten.

«
Für andere, als die unter Nr. 1. bis 4. bezeichnetenGegenständeund

insbesonderefür gewöhnlicheBriefe wird weder für Verlust oder Befchädigung,
noch fürverzögerteBeförderungoder BestellungErsatz geleistet.

Z. 7.

»
Wenn der Verschlußund die Emballagederzur Post gegebenenGe en-

standebei der Aushändigungan den Empfanger äußerlichunverletztund zug gicgus
"

a
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das bei der Einlieferung aus emittelte Gewicht übereinstimmendbefundenwird,
so darf dasjenige,was bei der sröffnungan dem angegebenenInhalte fehlt, von der

Postverwaltun nicht. vertreten werden. Die ohne Erinnerung gescheheneAn-

nahme einer endung begründetdie Vermuthung, daß bei der Aushändigung
Verschlußund Emballage unverletzt und das bei der Einlieferungausgemittelte
Gewichtübereinstimmendbefunden worden ist.

s. 8.

Jst eine Werthsdeklaration geschehen,so wird dieselbebei der Feststellung
des Betrages des von der Postverwaltung zu leistendenSchadenersatzeszum
Grunde gelegt. Beweist jedoch die Postverwaltung, daß der deklarirte Werth
den gemeinen Werth der Sache übersteigt,so hat sie nur diesenzu ersetzen. Jst

.

in betrüglicherAbsicht zu hoch deklarirt worden , so verliert der Absender nicht
nur jeden Anspruch auf Schadenersatz,sondern ist auch nach den Vorschriftender

Strafgesetzezu bestrafe .

·

Z. 9.

Jst bei Packeten die Deklaration des Werthes unterblieben, so vergütet
»diePostverwaltung im Falle eines Verlustes oder einer Beschädigungden wirk-

lich erlittenen Schaden, jedochniemals mehr,als Einen Thaler für jedes Pfund
der ganzen Sendung. Packete, welche weniger als Ein Pfund wiegen, werden
den Packeten zum Gewicht von Einem Pfunde gleichgestelltund überschießende
Pfundtheile für Ein Pfund gerechnet.

Z. Io.

Für einen rekommandirten Brief oder eine andere rekommandirte Sendung,
sowie für einen zur Beförderungdurch Estafette eingeliefertenBrief oder an-

deren Gegenstand (s.»6. Nr. 4.) wird dem Absenderim Falle des Verlustes,
ohne Rücksichtauf den Werth der Sendung, em Ersatz von vierzehn Thalern
gezahlt. Eine Werthsdeklarationist bei diesenGegenständennicht zulässig.

·

Z. 11.

Bei Reisen mit den ordentlichenPosten leistet die Postverwaltung
1) ür den Verlust oder bei Beschädigungdes reglementsmäßigeingelieferten

assagiergutsnach Maaßgabeder §§. 8. und 9. und

2 wenn ein Reisenderkörperlichbeschädigtwird und die Beschädigunni t)
erweislich durch einen Zufall oder durch Schuld des Reisenden LEjekbikhis
geführtist, für die erforderlichenKur- IundVerpflegungskosten ,

Ersatz. ,
»

·

Bei der Extrapostbeförderungfindetwederfür den Verlust oder die Be-
.schädigungan Sachen, welcheder Reisendebei»sichführt,noch bei einer kör-

perlichen Beschädigungdes ReisendenEntschadtgungSeitens der Postverwa[-
tung statt.

Z 12



5. 12.

Eine weitere, als die in den Z§. 8. 9. 10. und 11. nach Verschiedenheit
HerFälle bestimmteEntschädigungwird von der Postverwaltung nicht geleistet;
insbesonderefindet gegen dieselbe ein Anspruch wegen eines durch den Verlust
oder die Veschädigungeiner Sendung entstandenen mittelbaren Schadens oder
entgangenen Gewinnes nicht statt.

Z. 13.

Der Anspruchauf Schadloshaltung gegen die Postverwaltung muß in
allen Fallengegen die Ober-Postdirektion, beziehungsweisegegen die mit deren

FunktionenbeauftragtePostbehördegerichtetwerden , in deren Bezirkeder Ort
der Einlieferungder Sendung oder der Ort der Einschreibungdes Reisendenliegt.

§. 14.

Der Anspruchauf Entschädigungan die Postverwaltungerlischtmit Ab-
lauf von sechs Monaten , vom Tage der Einlieferungder Sendung oder vom

Tage der Beschädiungdes Reisenden an gerechnet Diese Verjährungwird
nicht allein durch nmeldung der Klage, sondern auch durch Anbringung der

Reklamationbei der kompetenten Postbehörde(s. 13.) unterbrochen. Ergeht
Eneran eine abschlägigeBescheidung, so beginntvom Empfange derselben eine
neue Verjährung, welche durch eine Reklamation gegen jenen Bescheid nicht

"

unterbrochen wird. —

»

s. 15.

»JnFällen des Kriegesund gemeinerGefahr sind die Postanstalten befugt,
durch VflentlicheBekanntmachungjede Vertretung abzulehnenund Briefe, sowie

«

andere Sachen- nur auf Gefahr des Absenders zur Beförderungzu übernehmen.
Jn solchenjFalle steht jedoch dem Absenderfrei, sich ohne Rücksichtaus die Be-

stimmungendes Z. 2. jeder anderen Transportgelegenheitzu bedienen.

AbschnittIn.

BesondereVorrechte der Posten.

Z. 16.

Die ordentlichenPosten nebst deren Beiwagen,sowie die auf Kosten des

Staates besördertenKuriere und Estasetten, imgleichen die von’Postbeförderun»gen
ledig urückkommendenPostfuhrwerkeund Postpferde,sowieendlich-dieBrieftrager
Und åJostbotemsind von Entrichtung der Chaussee-,Wege-, Brücken-,Damm-,
PflasterqPrahm- und Fährgelderund anderer KommunikationssAbgabenbefreit.
Drese Befreiungfindet auch, jedochunbeschadetbestehenderRechte,gegen die

zurr-
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Erhebung solcherAbgaben berechtigtenKorporationen,Gemeinden oder Privat-
personen statt.

Z. 17.

«Jn besonderen Fällen, wo die «ewöhnlichenPostwege ar nicht oder
schwer zu passiren sind, können die ordent ichen Posten, sowie die uriere, E tra-

posten und Estafetten sich der Neben und Feldwegebedienen,auch über ungezegte
Wiesen und Aecker fahren, unbeschadetjedochdes Rechtes der Eigenthümerauf
Schadenersatz.

Z. 18.

Gegen die ordentlichenPosten, Kuriere, Extrapostenund Estafetten ist keine

Pfändung erlaubt, auch darf dieselbegegen einen Postillon nicht geübtwerden,
welcher mit dem ledigen Gespann zurückkehrt.Zuwiderhandlungenwerden mit

Geldbußevon zehn Silbergroschenbis zu zwanzigThalern bestraft.

s. 19.

Jedes Fuhrwerk muß den ordentlichenPosten, sowie den Extraposten,
Kurieren und Estafetten auf das üblicheSignal ausweichen.Zuwiderhandlungen
werden mit Geldbußevon zehn Silbergroschen bis zu zehn Thalern bestraft.

Z. 20.

Das Jnventarium der Posthaltereiendarf im Wege des Arrestes oder
der Exekutionnicht mit Beschlag belegt werden.

Z. 21.

Wenn den ordentlichenPosten, Kurieren, Extrapostenoder Estafettenunter-

weges ein Unfall begegnet, so sind die Anwohnerder Straße verbunden, den-

selben die zu ihrem Weiterkommen erforderlicheHulfe gegen vollständigeEnt-

schädigungschleunigstzu gewähren.

Z»22.
«

Die vorschriftsmäßigzu hartenden Postpkerdeund,Postillonedürfenzu
den Behufs der Staats- und Kommunalbedurfnissezu leistendenSpanndiensten
nicht herangezogenwerden.

Z. 23.

Die ThorwgchemThor-, Brücken- und Barrierebeamten sindverbunden,
die Thore und Schlagbäumeschleunigstzu offnen,sobaldder Postillondas übliche
Signal giebt. Ebenso müssenauf dasselbedie Fahrleutedie Ueberfahrtunver-

züglichbewirken. Zuwiderhandlun en werden mit Geldbußevon zehn Silber-

groschenbis zu zehn Thalern bestra t.

Z. 24.
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Z. 24.

. Auf Requisition der Postbehördenhaben die Polizei- und Steuerbeamten
zur Verhütungund Entdeckungvon Postübertretungenmitzuwirken

§. 25.

Die Postanstaltensindberechtigt,unbezahltgebliebeneBeträge an Personen-

Feld-Porto und Gebührennach den für die BeitreibungöffentlicherAbgaben
estehendenVorschriftenexekutivischeinziehenzu lassen.

- Dem Exequirtensteht jedochdie Betretung des Rechtswegesoffen.

s. 26.

Die Beträge, welche in einer Sendung enthalten sind, die weder an den

Adressatenbestellt,noch an den Absenderzurückgegebenwerden-kann, oder welche
aus dem Verkaufe der vorgefundenenGegenständegelöstwerden, fließennach
Abzugdes Porto und der sonstigenKosten zur Post-Armen-oder Unterstützungs-
kasses Meldet sich der Absender oder der Adressat später,fo zahlt ihm die Post-

Artzlåw
oder Unterstützungskassedie ihr zugeflossenenSummen, jedochohne Zinsen,

zuru .

Nach gleichenGrundsätzenist mit zurückgelassenenPassagier-Effektenzu
verfahren. -

Abschnitt Iv.

Strafbestimmungenbei Post- und Portodefraudationen

§. 27.

Mit Geldbußevon fünf bis funfzigThalern wird bestraft:
1) wer gewerbemäßigPersonen befördert,ohne die nach Z. 1. erforderliche

Genehmigungder Postverwaltung zu besitzen,oder wer von den Bedin-

gungen der ihm ertheiltenKonzessionabweicht,«
2) goefrunlzesugtBriefe oder politischeZeitungengegen BezahlungEs. 2. 3.)

e örder .

-

Wenn die Beförderungin versiegelten,zugenähtenoder sonst verschlossenen
Packeten erfolgt, so trifft die Strafe dennBeförderernur dann , wenn er den

verbotwidrigenInhalt des Packetes zu erkennenvermochte.

Z. 28.

»
Wird das in §. l. ausgesprocheneVerbot des Wechsels der Transport-

mittel durch den Anschlußmehrerer für sich erlaubter Fuhrgelegenheitenum-

gangen, so hat jeder Unternehmer, wenn er auf gescheheneAufforderungder

Post-
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Postvekcwaltungden Anschlußder Fahrten nicht einstellt, die Strafe des Z. 27.
verwir t.

«

Z. 29.

Im ersten Rückfallewird die Strafe (Z§. 27. 28.) verdoppelt, und bei

ferneren Rückfällenauf das Vierfacheerhöht.
Jm Rückfallebefindetsich derjenige, welcher,nachdem er wegen einer der

in den Is. 27. und 28. bezeichnetenUebertretungenvom Gerichte oder im Ver-

waltungswege zur Strafe rechtskräftigverurtheilt worden ist, innerhalb der

nächstenfünf Jahre nach der Verurtheilung eine dieserUebertretungenverübt.

s. 30. .

Mit dem vierfachen Betrage des defraudirten Porto, jedochniemals unter
einer Geldbußevon Einem Thaler , wird bestraft:

l) wer Briefe oder politischeZeitungen , den Bestimmungendes Z. 2. zu-
wider, auf andere Weise, als durch die Post, gegen Bezahlungverschickt;

2) wer Gegenständeunter Streifband oder Kreuzband zur Versendung mit
der Post einliefert, welcheüberhauptoder wegen verbotener Zusätzeunter

Streifband nicht versandt werden durfen,«

3) wer sich zu einem portopflichtigenSchreiben einer, von der Entrichtung
des Porto befreiendenBezeichnungbedient oder ein solchesSchreiben in
eine Sendung verpaekt,welchebestimmungsmäßigunter einer portofreien
Rubrik befördertwird ,-

·4) wer Postfreimarken oder gestempelteVriefcouverts nach ihrer Ent-

werthung zur Frankirung einer Sendungbenutzt. Inwiefern in diesem
Falle we en hinzugetretenerVertilgung des Entwerthungszeichenseine

härtereätrafeverwirkt ist, wird nach den allgemeinen Strafgesetzen
beurtheilt,«

5) wer Briefe oder andere Sachen zur UmgehungderPortogefälleeinem
« Postbeamten oder Postillon zur Mitnahme ubergiebt.

Z. 31.

Jm ersten Rückfallewird die Strafe (Z. 30.) verdoppeltund bei ferneren
Rückfällenauf das Vierfache erhöht.

Im Rückfallebefindetsichderjenige, welcher,nachdemer we en einer der
in dem Z. 30. bezeichnetenUebertretungenvom Gerichte oder im erwaltungs-
wege zur Strafe rechtskräftigverurtheilt worden ist, innerhalbder nächstenfünf
Jahre nach der Verurtheilung eine dieser Uebertretungenverubt.

Z. 32.

Wer wissentlich, um der Postkassedas Personengeldzu entziehen, unein-
.

ge-
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Ytragen
mit deroPostreist,-wird mit dem vierfachenBetrage des defraudirten

ersonengeldes,Iedochniemals unter einer Geldbußevon Einem Thaler, bestraft.

Z. 33.

III den Z. 30. unter Nr. 2. bis 4. bestimmtenFällen ist die Strafe mit

der Einlieferungder Sendung zur Post verwirkt.

Z. 34.

, Außerder Strafe muß in den Fällen des s. 30. das Porto, welchesfür
dle Beforderungder Gegenständeder Post zu entrichtengewesenwäre , und in

dem Falle des Z. 32. das defraudirtePersonengeldgezahlt werden. In dem

Z—27. unter Nr. 2. und Z. 30. unter Nr. l. bestimmtenFalle haften der Ab-

sender und der Befördererfür das Porto solidarisch.
«

§.«35.

» «

Kann die verwirkte Geldbußenicht beigetriebenwerden, so tritt eine ver-

haltnißmäßigeFreiheitsstrafe ein. Die Dauer derselbensoll von dem Richter so

besttxnmtwerden,daß der Betrag von Einem Thaler bis zu zweiThalern einer

Gefangniszstrafevon Einem Tage gleichgeachtetwird. Die Freiheitsstrafebeträgt

Plctölsdefågnä
Einen Tag , zu vier und zwanzig Stunden gerechnet,und höchstens

e o en.

Z. 36.

. » HatIemaiidmehrerePost- oder Porto-Uebertretungenbegangen,so kommen

die sammtkchendadurchbegründetenStrafen zur Anwendung »

Der Versuch einer Post- oder Vorm-Uebertretungund die Theilnahme
an derselbenbleiben straflos. ,

Z. 37.

Post- und Porto-Uebertretungen (§§. 27. bis 32.)z·verjährenin Einem

Jahre , von dem Tage an gerechnet,an welchemsie begangen find.
Die Vorladungdes Beschuldigtenzu seiner Verantwortung im Verwal-

tungswegeunterbricht die Verjährung

§. 38.

- Die Postbehördenund Postbeamten,welche eine Uebertretung entdecken-

sind befugt, die dabei vorgefundenenBriefe oder andere Sachen, welcheGegen-

stand der Uebertretung sind, in Beschlag zu nehmen und so lange gang
oder

theilweisezurückzuhalten,bis entweder die defraudirten Postgefälledie Gel strase
UUd die Kosten gezahltoder durch Kaution sicher gestelltsind. DieseVorschrift

findetauch Anwendung auf die Pferde und Wagen mit weichenein Fuhrmann
bei der Verübungeiner der in dem Z. 27 . bezeichnetenÄebertretungenbetroffenwird.

Vendes-Gesetzu.1867. ,

12 Z. 39.
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§. 39.

,

Die in den
Ps.27. bis 32. bestimmtenGeldbußenfließenzur Post-Armen-

oder Unterstützungsasse.

Abschnittv.

Strafverfahren bei Post- und Porto-Defraudationen.

Z. 40.

Die Untersuchungin Post- und Porto-Defraudationssachenwird summa-
risch von den Postanstaltenoder von den Bezirks-Aufsichtsbeamtengeführtund
darauf im Verwaltungswegevon den .Ober-Postdirektionen,beziehungsweise
von den mit deren Funktionen beauftragten Postbehörden,entschieden. Diese
können jedoch,so lange noch kein Strafbescheiderlassenworden ist , die Verwei-

sung der Sache zum gerichtlichenVerfahren verfügenund ebensokann der An-

geschuldigtewährendder Untersuchung bei der Postbehörde,und binnen zehn
Tagen präklusivischerFrist , nach Eröffnung des von letztererabgefaßtenStraf-
bescheides,auf rechtlichesGehör antragen. Dieser Antrag ist an die Postbehörde
zu richten. Der Strafbescheidwird alsdann als nicht ergan en angesehen.

Einer ausdrücklichenAnmeldung derBerufung auf re tliches Gehörwird
es gleichgeachtet, wenn der Angeschuldigteauf die Vorladung der Postbehörde
nicht erscheintoder die Auslafsung vor derselbenverweigert.

s. 41.

Bei den Untersuchun«en im Verwaltungswege werden die Betheiligten
mündlichverhörtund ihre ussagen zu Protokoll genommen.

§. 42.

Die Vorladungengeschehendurch die BeamtenoderUnterbeamten der

Postanstalten, oder auf deren Requisitionnach den sur gerichtlicheJnsinuationen
bestehendenVorschriften. ,

.

g. 43.

Die Zeugen sind verbunden, den an sie von denPostbehördenergehenden
Vorladungen Folge zu leisten. Wer sich»dessenwei·ert, wird dazuauf Re-

quisition der Postbehördendurch das Gericht m gleicherArt , wie bei gericht-
lichenVorladungen, angehalten.

Z. 44.

Jn Sachen wo die höchstezulässigeGeldbußeden Betrag von 50 Thalern
übersteigt, mußd,emAngefchuldigtenauf Verlangen eine Frist von acht Tagens

- »is
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bisdvierWochen zur Einreichung einer fchristlichenBertheidigung gestattet
wer en.

.

545
Findet die Ober-Postdirektion,beziehungsweisedie mit deren Funktionen

bkauftragtePostbehörde,die Anwendung einer Strafe nicht begründet,so ver-

fugt sie die Zurücklegungder Akten.

Z. 46.

·

«- Dem Strafbescheidemüssendie Entscheidungsgründebeigefügtsein. Auch
Ist,darin der Angeschuldigtesowohl mit dem ihm dage en zustehendenRechts-
UUtteLals auch mit der Straferhöhung,welche er im Falleder Wiederholung
der Uebertretungzu erwarten hat , bekannt szu machen.

Der Strafbescheidi dur die Postanstaltdem Angeschuldigtenentweder
zu Protokoll zu publizirenstoderIIder für die Borladung vorgeschriebenenForm
zu insmuiren

s. 47.

·

Der Angeschuldigtekann, wenn er von der Befugnißzur Berufung auf
richterliche-Entscheidungkeinen Gebrauch machen will , gegen den Strafbescheid
den Rekurs an die oberste Postbehördedes NorddeutschenBundes ergreifen.
Dies muß jedoch binnen zehn Tagen präkluswischerFrist nach der Eröffnung
des Strafbescheidesgeschehenund schließtfernerhin jedes gerichtlicheVerfahren
aus. Der Rekurs ist durch Anmeldung bei einer Postbehördegewahrt.

Wenn mit der Anmeldungdes Rekurses nicht zugleichdessenRechtferti-
gung verbundenist, so wird der Angeschuldigtedurch die Postanstalt aufgefor-
dert, die Ausführungseiner weiteren Bertheidigungin einem nicht über vier

Wochen hinaus anzusetzendenTermine zu Protokoll zu geben, oder bis dahin
schriftlicheinzureichen

-

«

Z. 48.

· Die Verhandlungenwerden hiernächst»zurAbfassung des Rekursresoluts
an die kompetenteBehördeeingesandt. Hat je och der Angeschuldigtezur Recht-
fertigungdes Rekurses neue Thatsachenoder »Beweismittel,deren Aufnahme er-

heblichbefundenwird, angeführt, so wird mit der Instruktion nach den für die
erste Instanz gegebenenBestimmungenverfahren.

Z. 49.

Das Rekursresolut,welchemdie Entscheidungsründe beizufügensind, wird
an die betreffendePostbehördebefördertund nach erFolgterPublikation oder Jn-
sinuation vollstreckt.

«

s. 50.
v

Mit der Berurtheilung des Angeschuldigtenzu einer Strafe , durch Straf
12s be-



,
.

., «" si- sak.

bescheidoder Rekursresolut,ist zugleichdie·Verurtheilungdesselbenin die baaren
Auslagen des Verfahrens auszusprechen.

"«

.

Bei der Untersuchungim Verwaltungswegekommen außer den baaren

Ziuslagen
an Porto, Stempel, Zeugengebührenu. s. w. keine Kosten zum

lnsatze
Der Angefchuldigte, welcher wegen Post- oder Portodefraudation zu

einer Strafe gerichtlichverurtheilt wird, hat auch die durch das Verfahren im

Verwaltungswege entstandenenKosten zu tragen.
e

Z. 51.
«

Die Vollstreekungder rechtskräftigenErkenntnissegeschiehtnach den für
die VollstreckungstrafgerichtlicherErkenntnisse im Allgemeinen bestehendenVor-
schriften, die Vollstreckungder Resolute aber von der Postbehörde,welchedabei
nach denjenigenVorschriftenzu verfahren hat, welche für die Exekutionder im
Verwaltungswege festgesetztenGeldstraer ertheiltsind.

Die Postbehördekann nach Umständen der VollstrcckungEinhalt thun,
und die Gerichtsbehördenhaben ihren desfallsigenAnträgenFolge zu geben.

Z. 52.
.

Zur Veitreibung von Geldbußendarf ohneZustimmungdes Verurtheilten,
insofern dieser ein Jnländer ist, kein Grundstucksubhastirtwerden.

Z. 53.

Der Verurtheilte kann von der statt der Geldbußebereits in Vollng ge-
setztenFreiheitsstrafe sich nur durch Erlegung des vollen Betrages der erkannten
Geldbußebefreien.

Abschnitt vi.

AllgemeineBestimmungen

s. 54.

Was ein Briefträger oder Postbote über die von ihm gescheheneBe-
stellung auf seinen Diensteid anzeigt, ist so langefur wahr und richtig aan-
nehmen, bis das Gegentheilüberzeugendnachgewiesenwird. -

Z. 55.

Die Postverwaltung ist für die richtige Bestellungnicht verantwortlich,
wenn der Adressat erklärt hat, die cm ihn eingehendenPostsevdungenselbst ab-
zuholen oder abholen zu lassen. Auch liegt in diesemFalle der Postanstalt eine
Prüfung der Legitimationdesjenigen, welcher sich zur Abholungmeldet, nicht"

·

ob,
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ob, sofernnicht auf denAntrag des Adressatenzwischendiesemund der Post-
anstalt ein desfallsigesbesonderesAbkommen getroffenwordentst

Z. 56.

Die Postverwaltungist, nachdemsie das Formular zum Ablieferungsschein
dem Adressatenhat ausliefem lassen, nicht verpflichten die Aechtheitder Unter-

schrift und des etwa hinzugefügtenSiegels unter dem mit dem Namen des

Adressaten unterschriebenenund beziehungsweiseuntersiegeltenAblieferungsscheine
zu untersuchenund die Legitimation desjenigen zu prüfen, welcher unter Vor-

legung des vollzogenenAblieferungsscheines,oder bei nicht deklarirten Sendungen
unter Borlegungder.Begleitadresse,die Aushändigungder Sendung verlangt.

Z. 57.

Das Bundespräsidiumistermächtigt,durchein von demselbenzu erlassen-
des und mittelst der für die Publikation amtlicherBekanntmachungender Be-

hördenbestimmten Blätter zur öffentlichenKenntnißzu dringendes Reglement,
dessenBestimmungen als ein Bestandtheildes zwischendem Absender oder Rei-

senden einerseits und der Postverwaltung andererseitseingegangenenVertrages
erachtet werden sollen, die weiteren bei Benutzung der Posten zu Bersendungen
und Reisen zu beobachtendenVorschriftenzu treffen, insbesondere

"

1) die Einlieferungder abzusendendenGegenständean die Post, deren Rück-

forderung von Seiten des Absendersund die Bestellung der durch die

Post befördertenGegenstände,sowie die Behandlung nicht bestellbarer
Sendungen zu regeln;

2) die Gegenständezu bezeichnen,welcheals zur Beförderungmit der Post
nicht geeignet zurückgewiesenwerden durfen oder zurückgewiesen-werden

müssen;
-

3) die Bedingungenund Gebührenfür baare Einzahlungen,Postanweisungen,
Borschußfendungen,Streif- oder Kreu bandsendungen,Sendungen mit
Waarenproben oder Mustern, offene arten und rekommandirte Sen-
dungen, ferner für Bestellung der Expreßbriefe,der Stadtbriefe und der

Packete,beziehungsweiseder Werthsendungemdurch Faktageboten,sowie
für die Landbriefbestellungzu bestimmen;

4) die Estafetten-Beförderungzu ordnen; .

5) die Bedingungen festzusetzen,unter denen Reisendemit den ordentlichen
Posten oder mit Extrapostbefördertwerden und zu bestimmen,was auf
den einzelnenKursen an Personengeldzu entrichtenist;

auch .

6) die zur Aufrechthaltungder Ordnung,der Sicherheit und desAnstandes
auf den Posten und in den PassagierstubennöthigenpolizeilichenAnord-

nungen zu treffen. ,

-

Z 58
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Z. 58.

Alle bisherigen allgemeinenund besonderenBestimmungenüber Gegen-
stände,worüber das gegenwärtigeGesetzverfügt,soweit jene Bestimmungen nicht
auf Staatsverträgen und Konventionen mit dem Auslande beruhen, werden

hierdurch aufgehoben. —

-

Das
Briefgeåeimnißist unverletzlich Die bei strafgerichtlichenUnter-

suchungenund in onkurs- und civilprozessualischenFällen nothwendigenAus-
nahmen sind durch ein Bundesgesetzfestzustellen Bis zu dem Erlaß eines

Bundesgesetzeswerden jene Ausnahmen durch die Landesgesetzebestimmt.

Z. 59.

Das gegenwärtigeGesetztritt mit dem 1. Januar 1868. in Kraft.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes - Jnsiegel. .

Gegeben Berlin, den 2. November 1867.

(I«. s.) Wilhelm

Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

(Nr. 19.)

«—

J
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(Nk«19«) Geser über das Posttaxwesen im Gebiete des Norddeutschen Bundes. Vom

4. November 1867.

Wir Wilhelm,von Gottes Gnaden KönigVon PreußenIc.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nacherfolgterZustimmungdes

Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

Z. 1.

Porto für Briefe.

Das Porto beträgtfür den frankirtengewöhnlichenBrief auf alle Ent-

fernungen
bis zum Gewichtevon Einem Loth Zollgewichteinschließlich1 Sgr.,
bei größeremGewicht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 2 -

·

Bei unfrankirten Briefen tritt »einZuschlagportovon 1 Sgr., ohneUntev
schieddes Gewichts des Briefes, hinzu. Dasselbe Zuschlagportowird bei unzu-
reichendfrankirten Briefen neben dem Ergänzungsportoin Ansatz gebracht.

PortopflichkigeDienstbriefe werden tytt Zuschlagsportoalsdann nicht be-

legt- Wenn die Ei enschaftderselben als Dienstsachedurch ein von der obersten
PostbehördefestzuäellendesZeichenl auf dem Couvert Vor der Postaufgqbe
erkennbar gemacht worden ist.

g. 2.

Packetporto.
Das Packetportowird nach der Entfernungund nach dem Gewichteder

Sendung erhoben.
Die Entfernungenwerden nach geographischenMeilen- .zu 15 auf einen

Aequatorgrad,bestimmt. Das Postgebietwird in quadratischeTaxfelder von

höchstens2 Meilen Seitenlängeeingetheilt.Der direkte Abstand des Diagonal-
kreuzpunktesdes einen Quadrats von dem des anderen Quadrats bildet die

Entfernungsstufe,welchefür die Taxirung der Sendungen von den Postanstalten
des einen nach denen des anderen Quadrats maaßgebendist. Die bei den Ent-
fernungsstufensichergebendenBruchmeilenbleiben unberücksichtigt.

Das Gewichtsportobeträgt:.
pro Zollpfund:

bis 5 Meilen .................... .. 2 Pf.,
über b bis 10 Meilen ......... .. 4 -

. 10 - 15 - ....... 6
über
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über«15« bis 20 Meilen . . . . . . . . . .. 8 Pf.,
- - -

. . . . . . . . . .. -

—- 25.- 30 .....1Sgr.—
- -

. . . . . 1 - 2 -

- 40 50 4 -

- 50 - 60 1 6 -

- -
. . . . . 1 8

- 70 - 80 - 1 - 10

- 80 - 90 - 2 - —

· -
«

. . . . . 2 - 2
- 100 - 120 2 4

120 - 140 2 - 6

140 - 160 - 2 - 8

160 Meilen . . . . . . . . . . . .. 2 - 10 -

UeberschießendeGewichtstheileunter einem Pfunde werden für ein volles
Pfund gerechnet.

Als Minimalsätzefür ein Packetwerden bis 5 Meilen 2 Sgr., über
5 bis 15 Meilen 3 Sgr., über 15 bis 25 Meilen 4 Sgr., über 25 bis 50
Meilen 5 Sgr., und über 50 Meilen auf alle Entfernungen6 Sgr. erhoben.

Der Päckerei-Sendungmuß eine, d»enreglementarischzu«erlassendenVor-
schriften-entsprechendeBegleitadressebeigefugtsem, für welchebesonderesPorto
nicht in Ansatzkommt.

Wenn mehrere Packete zu derselbenBegleitadressegehören,wird für jedes
«

einzelnePacket die Taxe selbstständigberechnet

Z. 3.

Porto und Assekuranzgebühr für Sendungen mit deklarirtem
Werthe.

Für Sendungen mit deklarirtem Werthe wird erhoben:

a) Porto, und zwar:

l) für Briefe, ohne Unterschiedder Schwere derselben, auf die nach
Z. 2. ermittelten Entfernungen:

bis 5 Meilen»..». IF Sgr«,
über 5bis15 - 2 -

15 - 25’ - 3

25 - 50 - 4

50 Meilen -«« 5 -

2) für

WILL
w
DIE
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2) für Packeteund die dazu gehörigeBegleitadresse:
der nach Z. 2. sichergebendeBetrag;

und
,

b) Assekuranzgebühr

Dieselbe beträgtauf die nach Z. 2. ermittelten Entfernungen und nach
Maaßgabedes deklarirten Werths: ,

bis 50 Thaler bis iilZinTögalerbeipgrroößfäönTFäiYmm
bis 15 Meilen z Sgr. 1 Sgr. l Sgr.

über15bis50Meilen...1 - 2 - 2

50 Meilen . . . . . . .. 2« - 3 - 3 -

Uebersteigtdie deklarirte Summe den Betrag von 1000 Thalern,
so wird für den Mehrbetrag die Hälfte der obigen Assekuranzgebühr-
sätzeerhoben.

Wenn mehrere Packete mit deklarirtem Werthe zu einer Begleit-
adressegehören,wird für jedesPacketdie Assekuranzgebührselbstständig
berechnet.

—

Z. 4.

Abrundung und Umrechnung

·

Die bei der
.

Berechnung
des Porto sich ergebendenBruchtheile eines

Silbergroschenswerdenau k, z, z oder ganzeSilbergroschenabgerundet»
Jn denGebietenmit anderer als derjenigenWährung, welche den vor-

stehendenTarkffatzknzum Grunde liegt, sindydieaus obigem Tarif sich ergeben-
den Portobetragein die landesüblicheMünzwährungmö lichstgenau umzurechnen.«
S»tellensich hierbei Bruchtheileheraus-«so erfolgtdie· Lrhebung mit dem nächst

hoherendarstellbarenBetrage. In den Gebieten mit Guldenwährungwird bei(

einfachenfxcmktrtenBriefen dem Portosatzevon 1 Sgr der Betrag von 3 Kreu-

zern gegenübergestellt.

Z. 5.

Couvertiren an die Postanstalten
Werden Briefe oder andere Gegenständevom Absender«an eine Postanstalt

zum Vertheilen couvertirt, so kommt für Iede im Coiivert enthaltene Sendung
das tarifmäßigePorto in Ansatz; .

Z. 6.

.

Termin der Zahlung.
Die PostanstaltendürfenBriefe, Scheine, Sachen 2c.-. an die Adressaten

erst dann aushändigen,wenn die Zahlung der PostgefälleYolgtist, es seidenn,
daß eine terminweise Abrechnungdarüber zwischender ostanstalt und dem

Adressatenverabredet wäre.
"

.

Bandes-Gesetzen 1867. i13 §. 7.



s. 7.

Nachforderung von Porto.

Nachforderungenan zu wenig bezahltemPorto ist der Korrespondentnur
dann zu berichtigenverbunden, wenn solcheinnerhalb Eines Jahres nach der Auf-
gabe der Sendung angemeldetwerden. -

Z. 8.

Abschaffung von Nebengebühren.

Für die
Abtragungder mit den Posten von weiterher gekommenenund

nach dem Ortsbestellbezire der Postanstalten gerichtetenBriefe ohne deklarirten
Werth, Sendungen unter Band, offenen Karten, Sendungen mit Waarenproben
oder Mustern, rekommandirten Sendungen, Begleitadressenzu Packeten, Post-

anhwgisungen
und Formulare zu Ablieferungsfcheinenwird eine Bestellgebührnicht

er o en.

Gebührenfür Postscheineüber die Einlieferungvon Sendungen zur Post
und Gefachgebührenfür abzuholendeBriefe oder sonstigeGegenstände,desgleichen
Packkammergeld,werden aufgehoben.

s. 9.

Verkauf von Freimarken und Frankocouverts Seitens der Post-
«anstalten.

Die Postanstalten haben, nach nähererAnordnung der Bundes - Post-
verwaltung, Freimarken zur Frankirung der Postsendungenbereit zu halten und

zu demselbenBetrage abzulassen, welcherdurch den Frankostempelbezeichnetist.
« I

Die Postanstalten sollen ermächtigtsein, auch mit dem Absatzvon Frankocouverts
sichzu befassen,für welcheaußer dem durch den FrankostempelbezeichnetenWerth-
betrage eine den Herstellungskostender Couverts entsprechendeEntfchadigungem-

gehoben wird.

s. 10.

Provision für Zeitungen.

Die Provisionfür Zeitungenbeträgt25 Prozent des Einkaufspreisesmit
derfErmäßigungauf 1243Prozent bei Zeitungen, die seltener als monatlich vier-
mal erscheinen.

§. n.
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Z. 11.

Tarife für den Verkehr mit anderen Postgebieten.
Die Tarife für den Verkehr mit anderen Postgebietenrichten sich nach

den betreffendenPostverträgen .

Z. 12.

Aufhebung bisheriger Bestimmungen

»

Alle »bisherigenallgemeinen und besonderenBestimmungen über Gegen-
stande,woruber das gegenwärtigeGesetzverfugt, werden hierdurch-aufgehoben

Z. 13.

Anfangstermine.
Das gegenwärtigeGesetztritt mit dem 1. Januar 1868. in Kraft.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes - JnsiegeL

Gegeben Berlin, den 4. November 1867.

(l-. s.) Wilhelm;
Gr. v. Bismarck - Schönhausen.

Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers.

Berlin , gedrucktin der KöniglichenGeheimen ObersHosbuchdruckerei
(R. v. Decker).
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